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Keynote Speech beim Ifo-CoR Brussels International Economic Forum 
am 15. Oktober 2013

Migration: Global Challenges, European Responses?

Es gilt das gesprochene Wort.

Es ist mir eine große Ehre und ein per-
sönliches Anliegen, bei dieser wichtigen 
Tagung als Oberbürgermeisterin von 
Mülheim an der Ruhr und als Vertre-
terin des Deutschen Städtetages un-
sere Wahrnehmung des europäischen 
Migrationsthemas darstellen zu können. 
Denn in den letzten Jahren erleben wir 
eine zunehmende Migration nach Eu-
ropa und auch nach Deutschland, die 
auf humanitäre Katastrophen und regi-
onale Krisen, aber auch auf schlechte 
wirtschaftliche Bedingungen in einigen 
Teilen unserer Welt zurückgeht. 

Wir stehen in diesen Tagen alle unter 
dem Eindruck der schrecklichen Er-
eignisse auf Lampedusa. Dort hat sich 
eine menschliche Tragödie abgespielt, 
die alles übertrifft, was sich an Flücht-
lingselend vor unserer europäischen 
Haustür bisher ereignet hat. Eine Kata-
strophe, die uns alle schockiert und tief 
beunruhigt.

Dabei waren wir ja durchaus vorge-
warnt: Flüchtlinge sind auf dem Weg 
über das Mittelmeer vor den europäi-
schen Küsten schon zu Hunderten ums 
Leben gekommen, viele Schicksale wird 
man nie erfahren. Auch anderswo im 
Süden und Osten Europas haben sich 
Flüchtlingstragödien abgespielt und 
spielen sich weiter ab – dazu gehört 
auch die zum Teil menschenunwürdige 
Unterbringung in Aufnahmeeinrichtun-
gen und Sammellagern.

Die Toten von Lampedusa müssen uns 
in Europa nicht nur ein weiteres Mal 
»aufrütteln«. Diesmal muss darauf Han-
deln erfolgen! Unsere Asyl- und Flücht-
lingspolitik gehört umgehend auf den 
Prüfstand. Natürlich müssen Schlepper-
banden bekämpft werden, und natürlich 
müssen Schiffbrüchige wirkungsvoller 
Hilfe erhalten als bisher. Aber das, was 
die Innenminister der EU jetzt gerade 
verabredet haben, reicht bei weitem 
nicht. Was wir in der Europäischen Uni-
on vielmehr dringend brauchen, ist eine 
einheitliche, eine gemeinsame Flücht-

lingspolitik aller Mitgliedstaaten und 
eine gerechte und humane Verteilung 
der Flüchtlinge auf die Mitgliedstaaten. 
Deswegen muss das Thema im Mit-
telpunkt des EU-Gipfels Ende Oktober 
stehen. Der Gipfel muss mutige Schritte 
einschlagen zu einer solchen gemeinsa-
men humanen und gerechten Asyl- und 
Flüchtlingspolitik.

Deutschland leistet bereits einen ge-
wichtigen Beitrag zur Aufnahme von 
Flüchtlingen –, im Verhältnis nahezu 
viermal so viel wie beispielsweise Ita-
lien. Aber auch Deutschland kann wie 
alle anderen noch mehr tun, muss noch 
mehr tun. Eine Tragödie wie auf Lam-
pedusa darf sich nicht wiederholen. 
Es kann nicht sein, dass wir Europa 
als Wohlstandsfestung verteidigen und 
Menschen an unseren Ferienküsten 
elend ums Leben kommen. Würden wir 
das zulassen, so würden wir das Wer-
tefundament gefährden, auf dem Eu-
ropa nach dem Krieg gegründet wurde 
– Menschlichkeit, Freiheit, Freizügigkeit, 
Solidarität – und damit würden wir die-
ses Einigungswerk selbst gefährden.

Die Wanderungsbewegungen unserer 
Tage haben aber ohne Zweifel auch 
positive, ja erfreuliche Seiten. So ver-
zeichnen wir zunehmend eine Fachkräf-
tezuwanderung durchaus auch aus Pro-
blemregionen dieser Welt. Wir geben 
gerne zu, dass uns diese ausländischen 
Fachkräfte bei der Bewältigung des de-
mographischen Wandels auch gerade 
in Deutschland sehr gelegen kommen. 
Wir sehen aber auch, dass die aus den 
unterschiedlichen Wanderungsbewe-
gungen resultierenden vielfältigen Inte-
grationsaufgaben eine gesellschaftliche 
Verpflichtung und Herausforderung für 
uns alle beinhalten, und eben nicht nur 
für die Zugewanderten.

Es ist nicht immer einfach, in der öffent-
lichen Wahrnehmung ein hinreichend 
differenziertes Bild zu erzeugen. Umso 
wichtiger sind Tagungen wie die heu-
tige, in denen wir uns über Herausfor-
derungen und Lösungsansätze austau-
schen können.

Dagmar Mühlenfeld
Oberbürgermeisterin von 
Mülheim an der Ruhr



30 Kommentar

ifo Schnelldienst 23/2013 – 66. Jahrgang – 12. Dezember 2013

Insbesondere die zukünftige Ausrichtung der Wirtschafts-
politik und der Erfolg der Integrationsprozesse in Europa 
werden wesentlich darüber entscheiden, ob es uns ge-
lingt, die Europäische Union als eine prosperierende Re-
gion fortführen zu können. Dabei spielen die Kommunen 
und Regionen als konkrete Orte des Zusammenlebens 
eine wichtige Rolle.

Denn durch die europäische Integration bildet die Europä-
ische Union – gemessen am Bruttoinlandsprodukt – den 
größten Binnenmarkt der Welt. Die Europäer profitieren 
durch Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit von dieser 
Integration. Der Gedanke des Wohlstandes ist für viele 
selbstverständlich geworden, die Kritik an der Europäi-
schen Union wird in Zeiten der Krise stattdessen lauter. 
Es ist daher wichtig, sich vor Augen zu führen, dass die 
Europäische Union für ihre Mitgliedstaaten unabdingbar 
ist, um den globalen Herausforderungen erfolgreich be-
gegnen zu können. Jedes europäische Mitgliedsland al-
leine würde im Konzert der Staaten der Welt zu schwach 
sein, um hinreichend Gehör zu finden. Durch eine Bün-
delung unter dem Dach der Europäischen Union kommt 
der Stimme Europas jedoch bedeutendes Gewicht in der 
Welt zu.

Die europäischen Staats- und Regierungschefs haben 
im Jahr 2000 im Rahmen der Lissabon-Strategie erklärt, 
die Europäische Union zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensgestützten Wirtschaftsraum der 
Welt zu machen. Der europäischen Beschäftigungspolitik 
kommt dabei entscheidende Bedeutung zu. Und somit 
ist das Zusammenwirken von Wirtschafts-, Sozial- und 
Finanzpolitik dabei unabdingbar. Dies sage ich auch 
gerade vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen in 
Deutschland.

Wie stellt sich die Situation in Deutschland derzeit dar?

Seit einigen Jahren stellen wir eine verstärkte Zuwande-
rung nach Deutschland fest. Fast 70% der zuwandernden 
Menschen kommen dabei aus EU-Staaten, insbesondere 
aus Polen, Bulgarien und Rumänien. Steigend ist auch 
die Zuwanderung aus den von der Schuldenkrise beson-
ders betroffenen südeuropäischen Ländern. Gleichzeitig 
steigen nicht nur die Zahlen, sondern auch das Bildungs-
niveau der zugewanderten Personen. Nach einer Studie 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
kommen seit 2004 zunehmend mehr Akademikerinnen 
und Akademiker nach Deutschland. Der Anteil der Neu-
zuwanderer im Alter zwischen 25 und 64 Jahren mit ei-
nem akademischen Abschluss ist von rund 30% im Jahr 
2005 auf 44% im Jahr 2009 angestiegen. Einerseits ist 
hierfür die deutsche Zuwanderungspolitik als Begründung 
anzuführen, die mit einer Green-Card-Regelung aus dem 
Jahr 2000, Richtlinien zum Hochqualifiziertenzuzug im 

Zuwanderungsgesetz, dem Gesetz zur Anerkennung von 
im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen und einer 
Blue-Card-Regelung seit 2012 den Zuzug Hochqualifi-
zierter erleichtert. Andererseits führen auch schlechtere 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen in den südeuropäi-
schen Ländern zu einer Abwanderung aus den Herkunfts
ländern. 

Die positiven Effekte gerade in Deutschland, einem vom 
demographischen Wandel besonders betroffenen Land, 
sind unübersehbar. Sie reichen von einer Verjüngung der 
Altersstruktur über die Deckung des Fachkräftebedarfs 
bis hin zu einer besseren Situation unserer Sozialversi-
cherungssysteme. Auch wenn die Chancen auf Gelingen 
bei der Integration der motivierten und gut ausgebildeten 
Fachkräfte hoch sind, darf die zu leistende gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe nicht unterschätzt werden. Die beruf-
liche Integration ist ein wesentlicher Schritt, aber nicht der 
einzige Schritt auf dem Weg zur gesellschaftlichen Integ-
ration.

Allerdings gibt es neben dieser Zuwanderung auch eine 
Zuwanderung geringqualifizierter Menschen, die höhere 
und ganz andere Anforderungen an die Aufnahmegesell-
schaft stellen. Ein Beispiel hierfür ist die Zuwanderung von 
Gruppierungen, die schon in ihren Herkunftsländern am 
Rande der Gesellschaft gelebt haben und die sich von 
einem Leben in Deutschland in erster Linie aufgrund der 
sozialen Leistungen und der Erwerbschancen im Niedrig-
lohnbereich eine Verbesserung ihrer Lebensperspektive 
erwarten. Häufig werden diese Hoffnungen jedoch ent-
täuscht, da der Niedriglohnsektor nicht so aufnahmefähig 
ist, wie oft vermutet wird, und an den Bezug von Sozi-
alleistungen bestimmte Voraussetzungen geknüpft sind. 
Die Situation spitzt sich zu, wenn Menschen aus Ländern 
der Europäischen Union, wie z.B. Rumänien und Bulgari-
en, von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen, 
aber die Arbeitsplatzsuche erfolglos bleibt und das Exis-
tenzminimum nicht anderweitig gesichert ist.

Ich möchte zunächst einmal feststellen und ausdrücklich 
darauf hinweisen, dass in den Städten in Deutschland vie-
le gut integrierte und beruflich erfolgreiche Menschen aus 
Rumänien und Bulgarien leben, die nicht unter einer pau-
schalen Betrachtung leiden dürfen. 

Die Integration derjenigen zugewanderten Menschen, die 
jedoch schon in ihren Herkunftsländern besonders be-
nachteiligt waren, stellt eine große Herausforderung mit 
neuer Qualität für Deutschland dar. Es konnten im Rah-
men der vorhandenen Förderstrukturen und Integrations-
konzepte für diese Menschen bislang keine nachhaltigen 
Lösungsansätze zur Verbesserung ihrer Lebens-, Wohn- 
und Bildungssituation, ihrer gesundheitlichen Befindlich-
keit und ihrer beruflichen Möglichkeiten gefunden werden. 
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Damit bestehen aber auch keine Aussichten auf neue Le-
bensperspektiven, die im Einklang mit den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen in Deutschland stünden. Da die 
Voraussetzungen für den Bezug von Sozialleistungen häu-
von freiwilligen Zuwendungen, betteln in den Innenstädten 
oder driften im Extremfall sogar in das kriminelle Milieu ab. 
Vor allem die Kinder leiden unter dieser Situation. Die ent-
stehenden Schwierigkeiten dürfen nicht dazu führen, vor 
Ort Projektionsflächen für rechtsextremes Gedankengut 
zu bieten. Aus diesem Grunde ist eine entschlossene Be-
wältigung der offenen Fragen dringend geboten, auch um 
die Zustimmung zum Projekt Europa in der Bevölkerung 
nicht zu gefährden. Denn Untersuchungen in den betroffe-
nen Städten weisen darauf hin, dass mit diesen Teilaspek-
ten der Zuwanderung eine zunehmende Ablehnung Euro-
pas verbunden werden kann. In vielen Fällen handelt es 
sich bei den beschriebenen Phänomenen um eine Wan-
derungsbewegung, die nicht mit dem Grundgedanken der 
europäischen Arbeitnehmerfreizügigkeit in Einklang steht, 
sondern sich missbräuchlich darauf beruft. Es fehlen aller-
dings Instrumente sowohl auf der europäischen als auch 
auf der nationalen Ebene, diesen Missbrauch einzudäm-
men. Als eine Möglichkeit hierzu werden Wiedereinreise-
sperren diskutiert. In unseren Augen müssen die Probleme 
jedoch grundsätzlicher angegangen werden. Ein wichtiger 
Beitrag zur Verminderung des Migrationsdrucks würde die 
Verbesserung der Lebensperspektive im Herkunftsland 
leisten. Hier müssen nachhaltige Konzepte ansetzen. Hier 
müssen nationale Regierungen auch veranlasst werden, 
die bereitstehenden EU-Mittel zur Anwendung zu bringen.

Eine weitere Entwicklung, die aus humanitärer Sicht 
sehr zu bedauern ist, ist die Zunahme von Flüchtlingen 
aus Kriegs- und Krisengebieten nach Europa und auch 
nach Deutschland. Syrien als Herkunftsland ist derzeit 
besonders hervorstechend. Das Grundrecht auf Asyl ist 
aus der deutschen Perspektive von fundamentaler Be-
deutung. Verfolgten Menschen muss Europa eine sichere 
Zuflucht bieten. Diese Haltung setzt jedoch voraus, dass 
kein Missbrauch des Asylrechts die Realisierbarkeit der 
Zufluchtmöglichkeiten behindert. In den letzten Jahren 
haben verstärkt Staatsangehörige aus Serbien und Maze-
donien Asyl beantragt, obwohl die behaupteten Asylgrün-
de nicht vorlagen. 2012 beantragten 8  477 Serben Asyl 
in Deutschland. In keinem Fall lagen die Voraussetzungen 
für eine Flüchtlingsanerkennung vor, gleiches gilt für die 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber aus Mazedonien. 
Hintergrund der Asylersuchenden war die Hoffnung auf 
eine Verbesserung der individuellen wirtschaftlichen La-
ge. Dies weist Parallelen zu dem Teilbereich der problema-
tischen Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien auf, 
nur dass es sich dabei um Mitgliedsländer der Europäi-
schen Union handelt. Es sind die großen Unterschiede in 
der sozialen und wirtschaftlichen Lage, die Menschen in 

großer Zahl veranlassen, in die prosperierenden Regionen 
zu wandern.

Es ist daher unerlässlich, vor möglichen zukünftigen Er-
weiterungen der Europäischen Union auf ein annähernd 
ähnliches Sozialniveau zu achten, um Armutswanderun-
gen besonders prekär lebender Menschen zu vermeiden. 
Dieses Petitum möchte ich in die europäische Diskussion 
einbringen, gerade weil Europa von der Zustimmung der 
Bürger lebt und auf diese angewiesen ist. Wir dürfen nicht 
die europaskeptischen Tendenzen stärken, indem wir 
die Menschen vor Ort mit den Problemen der Integration 
überfordern. Gleichzeitig dürfen wir die Hoffnung auf eine 
Verbesserung der wirtschaftlichen Situation bei den zu-
wanderungswilligen Menschen nicht schüren, wenn sich 
diese aufgrund der Anforderungen der regionalen Arbeits-
märkte gar nicht realisieren lassen.

Denn ein wesentlicher Eckpfeiler Europas ist die lokale 
Ebene. Die europäische Idee wird hier gelebt: Erfolgreiche 
Migration und Integration finden vor Ort statt, auf der Ebe-
ne von Städten und Gemeinden. Auf der lokalen Ebene 
leben und arbeiten die zugewanderten und einheimischen 
Bürger zusammen. Auf dieser Ebene zeigen sich aber 
auch Probleme des europäischen Integrationsprozesses. 
Es ist daher unabdingbar, dass die lokale Ebene, also 
die Städte vor Ort, über ausreichende Ressourcen verfü-
gen, um die Herkulesaufgabe der Integration bewältigen 
zu können. Daran mangelt es in Deutschland, die Städte 
werden mit dieser für das Zusammenleben vor Ort zwin-
gend notwendigen Aufgabe weitestgehend alleine ge-
lassen. Der notwendige Aufwand ist jedoch beträchtlich. 
Dies betrifft nicht allein die Kosten des Lebensunterhalts 
und des Wohnraums, sondern auch der sprachlichen und 
sonstigen Bildung, Unterstützung durch Sozialarbeiter, 
Sprachmittler, Quartiersmanagement, gesundheitliche 
Hilfen bei nicht vorhandener bzw. nicht ausreichender 
Krankenversicherung oder bauliche Investitionen, um nur 
einige offensichtliche Bereiche zu nennen. Bund und Län-
der, aber auch die europäische Ebene, sind aufgerufen, 
diese Aufwände mitzutragen. Denn die Entscheidungen 
zur Aufnahme weiterer Mitgliedstaaten in die Europäische 
Union trifft nicht die lokale Ebene, die sehr wohl aber mit 
den Folgekosten belastet ist.

Es ist nun an der Zeit, die Erweiterungen der Europäischen 
Union zu evaluieren und daraus für den weiteren Prozess 
der Europäischen Einigung die notwendigen Konsequen-
zen zu ziehen.

Hierzu möchte ich uns ermuntern und gleichzeitig die 
Hoffnung äußern, dass wir in den Panels dazu ausrei-
chend Gelegenheit haben werden.


